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Kleine Anfrage 4228 
 
des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
 
 
Düsseldorf: Mann durch SEK-Panne schwer verletzt – Wie verläuft die Aufarbeitung? 
 
 
Am Donnerstag, den 20. Juni 2024, kam es in Monheim am Rhein zu einem folgenschweren 
Einsatz der Düsseldorfer Landespolizei. Gegen vier Uhr in der Nacht habe eine Gruppe des 
Sondereinsatzkommandos die Wohnungstür des 25-jährigen E. T. aufgesprengt, wie der Vater 
des Beschuldigten berichtete. Daraufhin sei der 25-Jährige zu Boden gebracht und zur 
Polizeiwache gebracht worden. Zunächst habe der von der Polizei beauftragte Arzt eine 
Schnittwunde festgestellt, im Krankenhaus wurde dann aber ein Bruch des 
Gesichtsschädelknochens nachgewiesen, weshalb der junge Mann nun operiert werden 
muss. Der Einsatz schlug im Internet und den sozialen Medien große Wellen, schnell war die 
Rede von einem rassistischen Vorfall und auch überzogene Polizeigewalt wurde kritisiert. 
Selbst Amnesty International meldete sich bezüglich des Vorfalls und forderte aufgrund des 
„strukturellen Rassismus“ innerhalb der Polizei eine „unabhängige Untersuchung“ des Falls.1 
 
Grund für diese Kritik ist, dass bereits kurz nach dem Einsatz erste Stimmen laut wurden, dass 
es sich bei dem Verdächtigen um einen Unschuldigen handelt. Hintergrund des SEK-
Einsatzes war eine vorausgegangene Schlägerei zwischen Anhängern des Rockermilieus, 
wobei teilweise Waffen wie Äxte, Baseballschläger und Macheten zum Einsatz gekommen 
sein sollen. Dieser Vorfall soll sich am Nachmittag des 16. Juni dieses Jahres auf einer ruhigen 
Straße in der Nähe von Monheim am Rhein zugetragen haben. Mindestens zwei Männer, aber 
auch der Angreifer selbst sollen bei diesem Angriff Schnittwunden davongetragen haben. 
Auslöser des Vorfalls sei eine Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Mitgliedern des 
Rockermilieus gewesen. Ein Mann, welcher versicherte, bei dem Angriff dabei gewesen zu 
sein, verkündete im Nachhinein, dass er den Angreifer erkannt habe, jedoch nur wenig kennen 
würde. Demnach wisse er lediglich, dass der Angreifer E. heißen würde, aber nicht den 
Nachnamen. Unter anderem auf Grundlage dieser Informationen sei die Polizei dann auf den 
deutschen Staatsangehörigen E. T. gekommen. Aufgrund des Tatvorwurfs, zwei Männer mit 
einem Handbeil und einem Messer angegriffen und verletzt zu haben, wurde befürchtet, dass 
der Mann auch zu Hause bewaffnet sei, und somit wäre der Einsatz eines 
Sondereinsatzkommandos gerechtfertigt.2 
 
Auf Anfrage stellte der Rechtsanwalt des Verdächtigen die Vorwürfe als „absurd“ dar. Sein 
Mandant sei am Tag des Angriffs nicht vor Ort gewesen, da er den gesamten Tag über 
Verwandte besucht habe, was durch viele Zeugen belegt werden könnte. Außerdem gebe es 
Aufzeichnungen von Überwachungskameras einer Tankstelle, die er auf dem Weg besucht 

                                                
1 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/plus252246570/Polizeiskandal-Wenn-das-SEK-dem-

Falschen-das-Gesicht-zertruemmert.html. 
2 Ebenda. 
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haben soll. E. T. sei derzeit in einem Nahverkehrsunternehmen der Rheinbahn angestellt und 
habe zuvor in Zusammenarbeit mit der Bundespolizei als Sicherheitsmitarbeiter an einem 
Flughafen fungiert. Mit Rockern soll er keinerlei Verbindungen haben. Der Jurist führt den 
Tatvorwurf auf eine Verwechslung zurück, da in der Straße des 25-Jährigen mehrere 
Personen mit dem Namen E. wohnen sollen und somit der Zeuge womöglich einen anderen 
Mann mit diesem Namen meinte. Der Sprecher der Düsseldorfer Polizei bestreitet jedoch 
weiter, dass es sich um eine Verwechslung handelt, da der Mann als Tatverdächtiger 
identifiziert worden sein soll. Auch der Durchsuchungsbeschluss sei richterlich genehmigt 
worden und somit der Einsatz rechtens verlaufen. Nach kurzer Zeit musste die Polizei jedoch 
in einer Pressemitteilung verkünden, dass es sich bei E. T. tatsächlich nicht um den Gesuchten 
handelt und das Ermittlungsverfahren gegen ihn eingestellt wurde. Man habe daraufhin den 
korrekten Tatverdächtigen stellen können, welcher denselben Namen, jedoch einen anderen 
Nachnamen hat. Weiter heißt es, dass der Fall aufgearbeitet werden soll.3 
 
Nun steht zur Debatte, ob der Ablauf des Einsatzes in diesem Umfang gerechtfertigt war. So 
bemängeln Strafrechtler beispielsweise die generell niedrig gesetzten Hürden für die 
Auslegung eines Durchsuchungsbeschlusses. Grundsätzlich bliebe die Handhabung dabei 
immer den zuständigen Behörden überlassen, welche aufgrund der von ihnen eingeschätzten 
Gefahrenlage abwägen, ob die Aktion beispielsweise bei Nacht erfolgen müsse oder ein 
Sondereinsatzkommando erforderlich sei. Hierfür gebe es demnach keine expliziten 
Voraussetzungen, die es zu erfüllen gilt. Der Rechtsanwalt des fälschlicherweise 
beschuldigten Mannes spricht in diesem Fall von einem „Justizskandal“. Weiter wirft er den 
Verantwortlichen schlampige Ermittlungen vor und spekuliert, dass der Antrag für den 
Durchsuchungsbeschluss vom Ermittlungsrichter lediglich durchgewunken worden sei. Er 
betont, dass es bislang keine Entschuldigung von Seiten der Behörden gegeben habe. Nun 
habe er Strafanzeige gegen die Polizei Düsseldorf, den zuständigen Staatsanwalt sowie den 
Ermittlungsrichter erstattet. Eine darauffolgende gemeinsame Pressemitteilung der Behörden 
bestätigte lediglich die Einstellung des Verfahrens gegen T. „wegen erwiesener Unschuld“. 
Allerdings fehlt es auch in dieser Mitteilung an Eingeständnissen von eigenen Fehlern während 
der Ermittlungen. Außerdem wird das Opfer in diesem Zusammenhang nicht einmal 
namentlich erwähnt, sondern lediglich als „der 25-jährige Deutsche“ bezeichnet. Weiter wird 
beschrieben, dass er „zunächst zweifelsfrei“ als mutmaßlicher Täter identifiziert worden sei, 
was jedoch nur auf den Angaben eines Tatbeteiligten basierte. Während der Ermittlungen 
habe sich diese Aussage dann als „nachweislich falsch“ erwiesen. Das Opfer sei durch den 
Angriff „seelisch kaputt“ und habe niemals damit gerechnet, dass es in einem Rechtsstaat zu 
solchen Fehlern kommen kann, wie der Vater berichtete.4 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
 
1. Was ist über den später festgenommenen Tatverdächtigen bekannt? (Bitte nach 

Tätermerkmalen wie Alter, Herkunft, Staatsbürgerschaft, Vorstrafen und sonstigen 
polizeilichen Erkenntnissen aufschlüsseln.) 

 
2. Welche Rockerbanden waren an dem Vorfall vom 16. Juni beteiligt? 
 
3. Wurden durch die für den Vorfall verantwortlichen Behörden bereits Fehler bezüglich der 

Ermittlungen sowie der Vollstreckung des Durchsuchungsbeschlusses eingeräumt? 
 
4. Was ist die Einschätzung der Landesregierung bezüglich des Vorgehens der Polizei? 

                                                
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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5. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus diesem Vorfall? 
 
 
 
Markus Wagner 


